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Die Frage, ob und wie Künstliche Intelligenz (KI) für die 
richterliche Entscheidungsfindung nutzbar gemacht wer-
den kann, wird schon seit geraumer Zeit diskutiert. Hier-
bei geht es weniger um die Konstellation der Ersetzung 
richterlicher Entscheidungen durch KI, sondern vielmehr 
um das Nutzbarmachen von Hilfssystemen zur Arbeitser-
leichterung. KI im Richterstuhl wird dagegen i.d.R. als 
Schreckensszenario gezeichnet. Insofern ist es verdienst-
voll, sich im Rahmen einer Dissertation darauf einzulas-
sen, unter welchen Voraussetzungen richterliche Ent-
scheidungen automatisierbar sind. 
 
Einführend wird insofern der Status quo richterlicher Ent-
scheidungsfindung beleuchtet, so dass schnell klar wird, 
dass auch der menschliche Entscheider vielen Determi-
nanten ausgesetzt ist und menschliche Entscheidungen – 
auch die richterlichen – fehleranfällig sind. Interessant 
und gerade für Juristen kein Basiswissen (was es aber sein 
sollte), sind die Ausführungen zur Struktur eines Ent-
scheidungsprozesses und dem Zustandekommen mensch-
licher Entscheidungen. Nicht nur Emotionen wirken sich 
auf den Entscheidungsprozess aus, auch Denkfehler, Ra-
tionalitätsschwächen und andere Einflüsse. Dem Verfas-
ser gelingt es, durch Beispiele und einer Auswahl an Stu-
dienergebnissen hier den kritischen Blick zu schulen und 
sich diese Determinanten im Entscheidungsprozess be-
wusst zu machen.  
 
Im nächsten Schritt wird dem Diskriminierungspotential 
richterlicher Entscheidungen nachgespürt und Vorgaben 
an die richterliche Rechtsfindung beschrieben. Durch die 
strikte Gesetzesbindung habe der Richter seine Entschei-
dungen ohne Verstoß gegen das Verfahrensrecht zu tref-
fen, äußerster Rahmen sind die Vorschriften zur Rechts-
beugung sowie die Ausschluss- oder Ablehnungstatbe-
stände in den einzelnen Verfahrensordnungen. Durch die 
Nutzung anerkannter Auslegungsmethoden und die Not-
wendigkeit der vollständigen und widerspruchsfreien Ent-
scheidungsbegründung, werde versucht, äußeren Einflüs-
sen entgegenzuwirken und Einzelfallgerechtigkeit anzu-
streben. Gleichwohl könne, so der Verfasser, die Rechts-
ordnung Denkfehler weder verbieten noch verhindern. 
 
Demzufolge versucht Nink, Strategien gegen Rationali-
tätsschwächen zu entwickeln. So käme dem Zusammen-
spiel zwischen Psychologie und Jurisprudenz im Prozess  

 
richterlicher Entscheidungsfindung bislang eine zu ge-
ringe Aufmerksamkeit zu. Insofern seien Grundlagen der 
Rechts- und Entscheidungspsychologie schon im Jurastu-
dium oder Referendariat zu vermitteln. Auch Richterfort-
bildungen oder „Entscheidungs-Leitfäden“ könnten dazu 
beitragen, kognitive Verzerrungen einzudämmen. 
 
Der zweite Hauptteil der Arbeit ist sodann den neuen 
Technologien in der richterlichen Entscheidungsfindung 
gewidmet. Hier werden auch die Grenzen eines „Smart 
Judging“ aufgezeigt (S. 139 ff.). Es wird deutlich, dass 
maschinell getroffene Entscheidungen ebenso fehleran-
fällig sind wie menschliche Entscheidungen – dass sich 
die Fehler aber zwangsläufig an anderer Stelle ergeben. 
Denn die Qualität der Ergebnisse hängt von den Program-
mierern und insbesondere von der Qualität der Trainings- 
und Validierungsdaten ab. Eine solche Fehleranfälligkeit 
führt dann aber im Gegensatz zu Fehlern beim menschli-
chen Entscheider zu einer ungleich größeren Breitenwir-
kung. Spezielle Diskriminierungsrisiken, die allen algo-
rithmenbasierten Systemen innewohnen, können Un-
gleichbehandlungen perpetuieren und festschreiben.  
 
In Betracht käme der Einsatz von KI grundsätzlich dort, 
wo weder Ermessens- noch Beurteilungsspielräume aus-
zufüllen sind. Anbieten würde sich eine Automatisierung 
daher in den Bereichen, in denen ein Programm eine große 
Anzahl gleichgelagerter Fälle nach einem vorgegebenen 
Muster abarbeiten und der Rechtsanwender die Datenein-
gabe zweckmäßig organisieren könne. 
 
Zu differenzieren sei zwischen rein regelbasierten Syste-
men statischer Entscheidungsfindung und datenbasierten, 
lernenden Systemen. Richterliche Entscheidungen seien 
qua Natur der Sache keine „Regelfälle“, sondern Einzel-
fallentscheidungen. Einzelfallgerechtigkeit lasse sich aber 
nicht automatisch generalisieren. Das, was die Rechtsord-
nung einem Richter abverlange, könne durch Maschinen 
nicht geleistet werden. Schon die Verfassung zeige einer 
automatisierten Rechtsprechung normative Grenzen auf. 
Richter i.S. des Art. 92 GG sei ein Mensch, so dass die 
gerichtliche Entscheidung explizit durch natürliche Perso-
nen zu treffen sei. Auch das Recht auf den gesetzlichen 
Richter (Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG) sowie der Anspruch auf 
rechtliches Gehör (Art. 103 Abs. 1 GG) setze eine natür-
liche Person voraus. Letztlich könnten vollständig auto-
matisierte Gerichtsentscheidungen dem Rechtsstaatsprin-
zip nicht gerecht werden. Zudem verbiete es auch die 
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Menschenwürde, Personen ausschließlich als Objekte ei-
nes algorithmischen Datenverarbeitungsvorgangs zu ver-
messen und zu quantifizieren. Auch wenn es einen „Rich-
terautomaten“ (S. 357) in absehbarer Zukunft nicht geben 
könne, sei doch eine andere Frage aufzuwerfen, nämlich 
die, ob ein neutraler Algorithmus nicht etischer sein könne 
als die durch Denkfehler verzerrte menschliche Entschei-
dungsfindung. 
 
Aus Betroffenensicht könne ein algorithmenbasiertes Ent-
scheidungssystem unter der Voraussetzung einer effekti-
ven Technikkontrolle und der Nachvollziehbarkeit ihres 
Zustandekommens durchaus faire, gerechte, ethische Ent-
scheidungen treffen. Es bedürfe für den Umgang mit 
neuen Technologien aber einer klaren Zieldefinition. Dies 
bspw. dadurch, dass man gerichtliche Entscheidungen ra-
tionaler mache. Ein sinnvoller Einsatz von KI sei also nur 
als Entscheidungshilfe, nicht als Ersatz einer menschli-
chen Entscheidung denkbar. Aber auch hier gäbe es Gren-
zen des Einsatzes entscheidungsunterstützender Systeme. 
Art. 97 Abs. 1 GG fordert, dass die Letztentscheidung 
beim menschlichen Richter verbleibe und dieser nicht an 
einen algorithmisch generierten Entscheidungsvorschlag 
gebunden sei. Der menschliche Richter sollte also selbst 
darüber entscheiden können, ob er verfügbare informati-
onstechnische Hilfsmittel zu Rate ziehe oder nicht.  
 
Je reflektierter der Umgang des Anwenders mit dem Sys-
tem sei, desto eher verliere die Unterstützung mit KI den 
Charakter der Automatisierung. Allerdings folge aus dem 
Grundsatz der Transparenz, dass der Richter die algorith-
mische Vorgehensweise des Assistenzsystems in ihren 
Grundzügen verstehen und erklären können müsse. Der 
Richter müsse sich sowohl der Grenzen des menschlichen 
Erkenntnishorizonts als auch der von dem Algorithmus-
einsatz ausgehenden Gefahren bzw. Grenzen maschineller 
Entscheidungsfindung bewusst sein. 
 
Auf diesem Fundament zeigt der Verfasser im nächsten 
Teil seiner Untersuchung Möglichkeiten algorithmenba-
sierter Entscheidungsunterstützung in der Strafrechts-
pflege auf (S. 359 ff.). Zunächst wird deutlich gemacht, 
dass gegen algorithmenbasierte entscheidungsunterstüt-
zende Systeme verfassungsrechtlich keine Bedenken be-
stehen. Neben einem Überblick über Einsatzmöglichkei-
ten von Entscheidungsunterstützungssystemen wird ein 
kritischer Blick auf solche Systeme in den USA – insbe-
sondere die Risikobewertungssoftware COMPAS – ge-
worfen. 
 
Im Folgenden werden die Anwendungsszenarien für 
Deutschland untersucht. Breiter Raum wird der – auch in 
den Rechtswissenschaften intensiv diskutierten – Frage 
nach der Automatisierung von Strafzumessungsentschei-
dungen gewidmet. Der Verfasser hält es weder rechtlich 
noch technisch für möglich, Entscheidungen über die 
Höhe einer verhängten Strafe vollständig auf Maschinen 
zu übertragen. Allerdings sei es möglich, Strafgerichte in 
der Strafzumessung zu unterstützen, bspw. durch einen al-
gorithmusgenerierten Zumessungsvorschlag. 
 

Auch seien strafrechtliche Prognoseentscheidungen, so-
fern sie auf objektiven Kriterien basieren, in Teilabschnit-
ten auch algorithmisch abbildbar. Zwar könne inhaltlich 
durch das algorithmenbasierte System keine Gesamtent-
scheidung vorgeschlagen werden, jedoch ein Prognose-
wert. Algorithmisch ermittelte Prognosen könnten ideali-
ter konsistentere und genauere Entscheidungen erlauben. 
Eine rechtskonforme Ausgestaltung und Nutzung algo-
rithmenbasierter Unterstützungssysteme im Strafverfah-
ren stehe aber unter der Voraussetzung, dass die richterli-
che Unabhängigkeit unangetastet bleibe. So dürfe es ins-
besondere keine Bindungswirkung und keine automati-
sche Übernahme der algorithmischen Vorschläge geben. 
Einer rein faktischen Prädeterminierung der richterlichen 
Entscheidung und dem Automation Bias sei mit Gegen-
maßnahmen und Trainings vorzubeugen (S. 441). Hier 
wäre natürlich kritisch zu hinterfragen, inwieweit diese 
Prädeterminierung tatsächlich durch „Gegenmaßnahmen 
und Trainings“ unterbunden werden kann, hat doch der 
Verfasser eingangs ausführlich beschrieben, wie determi-
niert menschliche Entscheidungen sind – und nun kommt 
eine sehr gewichtige Determinante durch den Entschei-
dungsvorschlag von KI hinzu. 
 
Anschließend werden andere Anwendungsszenarien zum 
Einsatz algorithmenbasierter Entscheidungsunterstützung 
in weiteren justiziellen Legal-Tech-Anwendungen be-
schrieben. So könnten umfassende Datenbanken gewich-
tige Entscheidungshilfen liefern. So wird nur ein Bruchteil 
gerichtlicher Entscheidungen erfasst, insbesondere die un-
tergeordneten bzw. erstinstanzlichen Gerichte publizier-
ten Entscheidungen nur in besonderen Fällen. Eine voll-
ständigere, umfassendere Datenerfassung ermögliche es 
zum einen, juristische Annahmen intersubjektiv überprüf-
bar zu machen. Zum anderen könnten sie als Grundlage 
für entscheidungsunterstützende Systeme dienen. 
 
Des Weiteren könne ein Algorithmus nachträglich eine 
bereits gefundene richterliche Entscheidung mit ver-
gleichbaren, ähnlich gelagerten Fällen in einer bundes-
weiten Datenbank abgleichen und so etwa regionale Un-
terschiede in der Strafzumessungspraxis sichtbar machen.  
Ein solches System könne retrospektiv das Entschei-
dungsverhalten des Richters analysieren und eventuelle 
Verzerrungen aufdecken und aufbereiten. Hierbei handele 
es sich um ein deskriptives Entscheidungsunterstützungs-
system, das die bisherige Rechtsprechung wertungsneut-
ral registriere und katalogisiere. 
 
Resümierend hält der Verfasser fest, dass entscheidungs-
unterstützende Systeme zwar „kein Allheilmittel“ dar-
stellten, sie könnten aber „ein nützlicher Vitamincocktail 
sein“, so dass sich der einzelne Richter mancher Fehler-
quelle bewusst werde (S. 453). Die Hoffnung sei, dass die 
Rechtsprechungspraxis künftig konsistenter, gleichmäßi-
ger, effizienter und fairer sein könne. Hierzu müsse aber 
auch das Bewusstsein der Richter geschärft werden, algo-
rithmisch ermittelte Vorschläge nicht als verbindlich, son-
dern nur als assistierend anzusehen. 
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Bei aller Begeisterung darf natürlich auch das Diskrimi-
nierungspotential nicht verschwiegen werden (S. 466). Li-
mitierungen durch eine allzu sorglose Anwendung durch 
den Richter, können hinzukommen und die Gefahr des 
Einsatzes von KI bei der Entscheidungsunterstützung po-
tenzieren. Sofern Nink hier mehrfach auf die Erforderlich-
keit hinweist, dem Automation Bias durch Gegenmaßnah-
men und Trainings vorzubeugen, so muss genau heraus-
gearbeitet werden, wie diese auszusehen haben.  
 
Der Einsatz algorithmenbasierter Unterstützungssysteme  
stellt nicht nur hohe Anforderungen an den Richter, son-
dern auch an die Technik. Hier muss weitere Forschungs-
arbeit ansetzen, um in rechtlich ethischer Begleitfor-
schung das Fundament für einen nicht nur verfassungs-
konformen, sondern auch ethisch vertretbaren technischen 
Rahmen zu setzen.  
 
Zutreffend weist der Verfasser darauf hin, dass die Straf-
prozessordnung angepasst werden muss, wenn technische 
Systeme im Strafprozess entscheidungsunterstützend ein-
gesetzt werden (S. 456). Hier müssen weitere Studien de  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

lege ferenda Vorschläge herleiten, die rechtskonform und  
unter Abwägung verfassungsrechtlicher Implikationen 
entscheidungsunterstützende Systeme in die Strafprozess-
ordnung einbetten. Auch das Gerichtsverfassungsgesetz 
ist anzupassen. 
 
Ausblicken hält Nink algorithmenbasierte Entscheidungs-
unterstützungssysteme in der Justiz für eine Chance, ge-
richtliche Entscheidungen gleichmäßiger zu machen und 
die formelle Gleichbehandlung und Rechtssicherheit zu 
erhöhen (S. 467). Richtig angewandt und eingesetzt, ist 
das sicher richtig. Allerdings birgt KI auch Diskriminie-
rungsrisiken. Hier ist ein kritischer Blick auf die ange-
wandte Technik angebracht. Wünschenswert sind inso-
weit interdisziplinäre Teams, die nicht nur die Entschei-
dungsunterstützungssysteme technisch ordentlich umset-
zen, sondern diese auch in einen verfassungskonformen, 
ethisch vertretbaren Rahmen einbetten. Last but not least 
ist der Richter als Endentscheider gefordert, sorgsam und 
in Kenntnis der Limitierungen solcher Unterstützungssys-
teme eine ausgewogene (menschliche) Entscheidung zu 
treffen. 
 
 


